
Ist die Nutzung eines Ladens als  
Gaststätte in einer Wohnungseigentums- 

anlage zulässig? 
Frau X. kauft im Jahr 1995 ein Ob-
jekt in einem Mehrfamilienhaus, 
das in der Teilungserklärung als 
„Ladenraum“ bezeichnet wird. 
Darin betreibt ihr Neffe eine 

Gaststätte, die nach Freigabe 
der Öffnungszeiten seit dem 
Jahr 2007 bis in die frühen Mor-
genstunden geöffnet ist. Die 
anderen Eigentümer fühlen sich 

durch den Betrieb der Gaststätte 
gestört. Sie beschließen daher in 
einer Eigentümerversammlung 
vom 10. Mai 2011, dass „die der-
zeit vorhandenen Gaststätten 
und Restaurantbetriebe bis ein 
Uhr nachts geöffnet sein dür-
fen“. Die Hausverwaltung wird 
mit der gerichtlichen Durchset-
zung beauftragt. Die Klage, mit 
der erreicht werden soll, dass 
der Neffe von Frau X. die Gast-
stätte nicht nach ein Uhr nachts 
betreiben und offen halten darf, 
war beim Amtsgericht und Land-
gericht erfolglos. Die Hartnä-
ckigkeit der Eigentümergemein-
schaft zahlte sich hier jedoch 
aus: Auf die Revision hat der für 
das Wohnungseigentumsrecht 
zuständige V. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs (BGH) die 
Beklagte nunmehr dem Antrag 
entsprechend verurteilt (BGH 
Urteil vom 10. Juli 2015 - V ZR 
169/14). Für die Entscheidung 
waren drei Vorschriften beson-
ders zu beachten:

§ 242 BGB Leistung nach 
Treu und Glauben 
Der Schuldner ist verpflichtet, 
die Leistung so zu bewirken, wie 

Treu und Glauben mit Rücksicht 
auf die Verkehrssitte es erfor-
dern. 

§ 1004 BGB Beseitigungs- 
und Unterlassungsanspruch 
(1) 1Wird das Eigentum in ande-
rer Weise als durch Entziehung 
oder Vorenthaltung des Be-
sitzes beeinträchtigt, so kann 
der Eigentümer von dem Störer 
die Beseitigung der Beeinträch-
tigung verlangen. 2Sind weitere 
Beeinträchtigungen zu besor-
gen, so kann der Eigentümer auf 
Unterlassung klagen. 
(2) Der Anspruch ist ausge-
schlossen, wenn der Eigentü-
mer zur Duldung verpflichtet 
ist. 

§ 15 WEG Gebrauchsregelung 
(3) Jeder Wohnungseigentü-
mer kann einen Gebrauch der 
im Sondereigentum stehenden 
Gebäudeteile (…) verlangen, 
der (…) den Vereinbarungen (…) 
entspricht. 

Anders als das Amtsgericht und 
das Landgericht war der BGH 
der Ansicht, dass der Einwand 
der unzulässigen Rechtsaus-
übung im Sinne von § 242 BGB 
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in Gestalt der sogenannten 
Verwirkung dem auf die nächt-
lichen Öffnungszeiten be-
schränkten Unterlassungsan-
spruch der Kläger nach §  1004 
BGB, § 15 Abs. 3 WEG nicht 
entgegensteht. Es kam hier 
darauf an, dass es sich bei der 
„Gaststätte“ laut Teilungserklä-
rung um einen „Laden“ handel-
te. Die Nutzung als Gaststätte 
war also zweckwidrig. Dazu der 
BGH: Selbst wenn ein Unterlas-
sungsanspruch hinsichtlich der 
Nutzung als Gaststätte vor ein 
Uhr nachts wegen der jahrzehn-
telangen Duldung verwirkt sein 
sollte, ist die Beklagte nicht so 
zu stellen, als diente ihre Teilei-
gentumseinheit als Gaststätte. 
Die Verwirkung eines Unter-
lassungsanspruchs wegen der 
zweckwidrigen Nutzung einer 
Teileigentumseinheit schützt 
deren Eigentümer nämlich nur 
davor, dass er das bislang ge-
duldete Verhalten ändern oder 
aufgeben muss, begründet aber 
nicht das Recht, neue nachtei-
lige Veränderungen vorzuneh-
men. Um neue und qualitativ 
eigenständige Störungen geht 
es hier, weil die Gaststätte vor 
dem Jahr 2007 nicht in den 
Nachtstunden betrieben wor-
den ist. 
Dient eine Teileigentumsein-
heit nach der Teilungserklä-
rung als Laden, darf sie grund-

sätzlich nicht als Gaststätte 
genutzt werden. Das gilt aber 
nicht ausnahmslos. Eine nach 
dem vereinbarten Zweck ausge-
schlossene Nutzung kann sich 
im Einzelfall als zulässig erwei-
sen, wenn sie bei typisierender 
Betrachtungsweise nicht mehr 
stört als die vorgesehene Nut-
zung. Entscheidend ist dabei, 
dass eine solche anderweitige 
Nutzung die übrigen Woh-
nungseigentümer nicht über 
das Maß hinaus beeinträchtigt, 
das bei einer Nutzung zu dem 
vereinbarten Zweck typischer-
weise zu erwarten ist. Das war 
hier nicht der Fall. Dort, wo die 
Wohnanlage der Parteien bele-
gen ist, müssen Läden – anders 
als Gaststätten – zur Nachtzeit 
geschlossen sein. Die Eigentü-
mer wurden hier also über das 
bei einer Nutzung zu dem ver-
einbarten Zweck (Laden) typi-
scherweise zu erwartende Maß 
hinaus beeinträchtigt, so dass 
ihr Unterlassungsanspruch er-
folgreich war. 
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